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Betreff: Bebauungsplan SP 50 Blatt 1b, 3. Änderung, Stadtteil Troisdorf – Kriegs-

dorf, Bereich westlich Junkersring (Anpassung Geltungsbereich) 
hier: Behandlung der Stellungnahmen und Satzungsbeschluss gem. § 3 
(2) u. § 10 (1) BauGB 
 

 
 
Beschlussentwurf: 
 
Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung 
über die Beschlussentwürfe beantragt / nicht beantragt wird. (nicht Zutreffendes bitte 
streichen!)  
 
I. Behandlung der Stellungnahmen 
 
A) Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 
A 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der frühzeitigen 
Beteiligung an der Planung nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
 
 
A 1.1) LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 133, 
 53115 Bonn 
 hier: Schreiben vom 20.03.2017 
 



 
 
Beschlussentwurf zu A 1.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 20.03.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Auf die §§ 15 (Entdeckung von Bodendenkmälern), 16 (Verhalten bei der Entde-
ckung von Bodendenkmälern) des Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der Denk-
mäler im Lande Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutzgesetz – DschG vom 
11.03.1980; GV NW S. 226) wird in der Begründung und unter textlichen Festset-
zungen hingewiesen. 
 
A 1.2) Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 

hier: Schreiben vom 13.03.2017 
 
 

 
 
 
Beschlussentwurf zu A 1.2: 



 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 13.03.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ein Hinweis zur Abstimmung aller 
Maßnahmen im Schutzstreifen der Freileitungen wird in den Bebauungsplan aufge-
nommen.  
 
 
A 1.3) Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle RSK, Gartenstraße   

11, 50766 Köln 
 hier: Schreiben vom 30.03.2017 
 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.3: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 30.03.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, eine Änderung der Planung ergibt 
sich hieraus nicht. Es wird auf die Ausführungen im Umweltbericht zum Kompensati-
onsbedarf und den vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen verwiesen. 
 
A 1.4) Rheinischer Landwirtschafts-Verband e.V., Kreisbauernschaft Bonn/Rhein-
 Sieg, Frankfurter Str. 61 a, 53721 Siegburg 

hier: Schreiben vom 03.04.2017 
 

 



 
Beschlussentwurf zu A 1.4: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 03.04.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Siehe A 1.3 
 
A 1.5) Kreispolizeibehörde Siegburg, Direktion Verkehr, Frankfurter Straße 12-18, 

53721 Siegburg  
 hier: Schreiben vom 11.04.2017 
 

 
 
 
Beschlussentwurf zu A 1.5: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 11.04.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.5 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise und die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Der Bebauungs-
plan setzt nur Verkehrsflächen fest, die Beschreibung des Regelquerschnitts in der 
Begründung ist nicht verbindlich. Jedoch wurde der erste Bauabschnitt in dieser 
Form endgültig hergestellt. Unfälle der beschriebenen Art sind nach hiesiger Kennt-
nis bisher nicht vorgefallen. Im Zuge der Ausbauplanung erfolgt eine endgültige Klä-
rung und Abstimmung. 

A 1.6) Rheinische NETZ Gesellschaft mbH, 50823 Köln  
 hier: Schreiben vom 11.04.2017 
 



 
 
 
Beschlussentwurf zu A 1.6: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 11.04.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.6 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt eine nachrichtliche 
Übernahme im Textteil und in der Planzeichnung. 
 
A 1.7) Landesbetrieb Straßen NRW, Regionalniederlassung, Rhein-Berg, Deutz- 
 Kalker Straße 18-26, 50679 Köln 
 hier: Schreiben vom 18.04.2017 
 

 
Merkblatt siehe unter Offenlage B.14 
 
Beschlussentwurf zu A 1.7: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 18.04.2017 ein-
gegangene Stellungnahme A 1.7 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme und das Merkblatt werden zur Kenntnis genommen. Es erfolgt 
eine nachrichtliche Übernahme im Textteil und in der Planzeichnung. 
 
 
A 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung nachfolgende Stellungnahmen vorge-
bracht worden sind, über die zu entscheiden ist. 
 
A 2.1) Einwender 1 

hier: Öffentliche Anhörung am 13.04.2017 
 

Zusammenfassung der Einwendungen (Protokoll siehe Anlage):  
 
Eine Anwesende fragt, ob noch weitere Flächen für Gewerbenutzung im Bereich des 
Junkersrings entwickelt werden. 

 
Ein Anwesender beklagt, dass durch diese Planung die Grünfläche überplant wird. 
 
Ein Anwesender erkundigt sich, ob es sich bei dieser Planung um eine Ausgleichs-
fläche aus dem Bestand der Flora- u. Fauna handelt? 
 



Eine Anwesende regt an, dass der Grünstreifen bepflanzt werden sollte. 

Ein Anwesender weist darauf hin, dass die Wegeverbindung nach Niederkassel in 
Verlängerung der Straße am Friedhof bis heute nicht mit Baumreihen bepflanzt wur-
de, wie es die bestehende Planung eigentlich erfordert. 

Eine Anwesende erkundigt sich nach dem Zeitplan der gemeinsamen Gewerbeent-
wicklung mit der Stadt Niederkassel für den Bereich zwischen der Grenze zu Nieder-
kassen und der A 59. 

Ein Anwesender fragt, wie die Straßenführung im Plangebiet für Lastkraftfahrzeuge 
ohne einen Wendebereich genutzt werden kann? 

Ein Anwesender erkundigt sich, ob vorhandenes Trockenland (Ackerfläche) nicht als 
Abstandsfläche zu dem angrenzenden geschützten Landschaftsbestandteil und dem 
Stockemer See genutzt werden sollten? 

Beschlussentwurf zu A 2.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die in der öffentlichen Anhörung am 
14.03.2017 vorgebrachten Stellungnahmen A 2.1 wie folgt zu entscheiden: 

Der Bebauungsplan SP 50 ist weitgehend bebaut. Außer der nun anstehenden Flä-
che bestehen aufgrund des vorliegenden Regionalplanes keine weiteren Möglichkei-
ten für eine Erweiterung des Gewerbegebiets Junkersring auf dem Troisdorfer Stadt-
gebiet.  

Die begonnene Randbegrünung wird nicht aufgegeben, sondern auch westlich um 
den Erweiterungsbereich herumgeführt. Es handelt sich um eine reine Ackerfläche. 
Im Umweltbericht wird die Funktion und Bedeutung für den Artenschutz auf der 
Grundlage entsprechender Gutachten aufgezeigt. Die vorliegenden Informationen 
lassen eine bauliche Entwicklung zu. 

Der Grünstreifen soll gemäß Ausgleichskonzept entwickelt werden. Die beidseitige 
Bepflanzung erfolgt im weiteren Schritt gemeinsam mit der Stadt Niederkassel. 

Die Stadt Niederkassel konnte bisher wegen Grunderwerbsschwierigkeiten die Ge-
werbeflächenentwicklung in Niederkassel nicht weiter fortführen, sodass zurzeit kein 
konkreter Zeitplan vorliegt. 

Der Bebauungsplan berücksichtigt eine optionale Weiterführung und Anbindung auf 
die im Regionalplan vorgesehenen GIB - Bereiche in Niederkassel, sodass zukünftig 
eine Wendeanlage auf Troisdorfer Stadtgebiet nicht erforderlich ist. Bis zur Weiter-
führung der Erschließung dieses Gewerbeareals ist ein provisorischer Wendebereich 
vorgesehen. 

Aus Sicht der Naturschutzbehörde wurden keine besonderen Abstände gefordert. 
Das Gewerbegebiet hält auch bei Erweiterung einen Abstand von 50 bis 80 m ein. 

 

 



B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 
 
B 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Planentwurfes die nachfolgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
 
B 1.1) Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 
 hier: Schreiben vom 07.06.2018 
 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 07.06.2018 ein-
gegangene Stellungnahme B 1.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Wie bereits in der Stellungnahme von Amprion erwähnt, werden die Belange ausrei-
chend berücksichtig. 
 
1.2)  Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg 

hier: Schreiben vom 13.06.2018 
 



 
 
 
Beschlussentwurf zu B 1.2: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 13.06.2018 ein-
gegangene Stellungnahme B 1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
B 1.3) Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle RSK, Gartenstraße 

11, 50766 Köln 
hier: Schreiben vom 25.06.2018 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.3: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 25.06.2018 ein-
gegangene Stellungnahme B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 
 



Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, eine Änderung der Planung ergibt 
sich hieraus nicht. Es wird auf die Ausführungen im Umweltbericht zum Kompensati-
onsbedarf und den vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen verwiesen. 
 
B 1.4) Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Rhein-Berg 
 Außenstelle Köln, Deutz-Kalker-Straße 18-26, 50679 Köln 

hier: Schreiben vom 25.06.2018, 18.04.17 und 13.03.17 
 
Bezugnehmend auf Ihr o. g. Schreiben verweise ich auf meine Mail vom 18.04.17, 
die sich wiederum auf Ihr Schreiben vom 13.03.17 (Frühzeitige Beteiligung) bezog. 
Die Inhalte der damals formulierten Forderungen/Hinweise bleiben auch für diesen 
aktuellen Bauleitplanschritt vollumfänglich aufrecht erhalten und gültig. 
 
Beschlussentwurf zu B 1.4: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 25.06.2018, 
18.04.17 und 13.03.17 eingegangene Stellungnahme B 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
SP 50, Blatt 1b hat einen Abstand von ca. 350 m zur BAB 59. Belange der Bunde-
sautobahn sind daher nicht betroffen. 
 
B 1.5) Rhein-Sieg-Kreis, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg 

hier: Schreiben vom 27.06.2018 
 

 
 



 
 



 
Beschlussentwurf zu B 1.5: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 27.06.2018 ein-
gegangene Stellungnahme B 1.5 wie folgt zu entscheiden: 
 
Radverkehr 
Der durch den Grünzug geführte Rad- und Fußweg weißt eine Breite von 4 m auf. 
Der Flächenbedarf ist somit im Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
Bodenschutz 
In die Ermittlung des Eingriffs in den Boden wurde die maximal zulässige Überbau-
ung und Versiegelung anhand der zulässigen GFZ einbezogen. Die gärtnerische Be-
grünung der nicht überbaubaren Flächen, hier ehemalige Ackerflächen, wird bei der 
Stadt Troisdorf nicht als Eingriff in den Boden bewertet. Es wird davon ausgegangen, 
dass der Ausgleich für den Boden innerhalb des Ausgleichs für den Eingriff in die 
Biotopfunktion geleistet wird. 
 
Trinkwasserschutz 
Der ergänzende Hinweis wird im Zuge der Straßenplanung berücksichtigt. 
 
Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
Die verwendeten Biotopwerte resultieren aus der Umrechnung des im ursprünglichen 
Bebauungsplanes SP 50 verwendeten MURL-Systems. Der Umweltbericht wird um 
die Erläuterung der verwendeten Biotopwerte ergänzt.  
 
Externe Ausgleichsmaßnahmen sind gemäß jüngster Rechtsprechung als Hinweis 
darzulegen, da die externen Flächen nicht zum Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes gehören. 
 



Abfallwirtschaft 
Die Hinweise zum Einbau von Recyclingbaustoffen und auffälligen Bodenmaterial 
sind in den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
Erneuerbare Energien 
Der Hinweis auf das das energetische Potential der Flächen wird zur Kenntnis ge-
nommen. Festsetzungen oder Regelungen hierzu erfolgen nicht, da der Einsatz stark 
von der Art der Nutzung abhängt; so hat z.B. eine reine Lagernutzung einen erheb-
lich geringeren Wärmebedarf als ein Bürogebäude. Es bleibt den einzelnen Bauher-
ren überlassen, im Rahmen ihrer konkreten Bauplanung und unter Berücksichtigung 
der entsprechenden Vorschriften Maßnahmen zu treffen.    
 
B 1.7) Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NRW (BUND) e.V. 
 Kreisgruppe Rhein-Sieg-Kreis, Steinkreuzstraße 10/14, 53757 Sankt Augustin 

hier: Schreiben vom 26.06.2018 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen des BUND NRW tragen wir die folgenden Anregungen und Bedenken vor: 
 
Die Planung geht über die Darstellungsgrenzen des Regionalplanes hinaus. Das 
mag die Regionalplanungsbehörde tolerieren, dient aber in keinem Fall der 
Sicherung der übrigen öffentlichen Belange des Regionalplanes.  

Es ist zumutbar und vom Gesetzgeber auch grundsätzlich gewollt und gefordert, die 
vorausgegangene Abwägung im Zuge der Regionalplanerstellung zu beachten und 
im Regionalrat abgestimmte und einst konsensfähige Grenzlinien nicht regelmäßig 
zu Lasten der Landwirtschaft, des Freiraumschutzes, des Biotop- und Artenschutzes 
zu überschreiten. Nachdem das Wohnbaugebiet in Kriegsdorf (K 74-Blatt 4) inhaltlich 
massiv den Vorgaben des Regionalplanes widersprach und trotzdem umgesetzt 
worden ist, sollte die Stadt hier insgesamt achtsamer mit den Vorgaben des 
Regionalplanes umgehen. Der Freiraumschutz und die positive Entwicklung und 
Stärkung der freiraumbezogenen Belange ist ebenfalls eine städtebauliche 
Grundverpflichtung des BauGB für die Gemeinden und Basis der kommunalen 
Selbstverwaltung. 

Es werden daher grundsätzliche Bedenken gegen die Planung erhoben. 

Im Detail ist die artenschutzrechtliche Bewältigung fehlerhaft, da die Stadt wie 
andere Kommunen zuvor auch fehlerhaft davon ausgeht, die für die Planung 
beanspruchten landwirtschaftlichen Flächen nicht selbstständiger Lebensraum der 
Wechselkröte seien. Die geschützte Lebensstätte umfasst nicht nur Laichgewässer, 
sondern auch den Landlebensraum und die Überwinterungsorte, auch bei nur 
sporadischer Nutzung. Entsprechende CEF-Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
überplanten Lebensraumflächen mindestens im Flächenumfang 1:1 an anderer 
Stelle fehlen in der Planung jedoch. Ebenso stellt die geplante breite 
Randbepflanzung eine erhebliche und vermeidbare Beeinträchtigung für die 
Wechselkröte dar. Für sie kann daher keine artenschutzrechtliche Ausnahme erteilt 
werden. Warum statt dessen die Fläche nicht für die ökologisch wirksame 
Bewältigung des Niederschlagswassers genutzt wird und die Begrünung des 
Ortsrandes nicht vor allem durch Fassadengün, Dachgrün und Bäume auf den 
Gewerbegrundstücken umgesetzt wird, ist unverständlich. 



Ebenso erscheint die Ausweitung der Baufläche in einem noch vom Rebhuhn 
bewohnten Gebiet ohne entsprechende CEF-Maßnahmen unzulässig. Es bedarf der 
deutlichen Darstellung, dass das Rebhuhn im Kreisgebiet durch den Artenschutz 
nicht bewältigende Einzelplanungen der Kommunen und des Landesbetriebs 
Straßen NRW inzwischen kurz vor dem Aussterben steht.  

Artenschutzmaßnahmen können nicht durch die geplanten Ökokontopunkte 
aufgefangen werden. Die vom Gutachter empfohlenen Mindestschutzmaßnahmen 
(Kapitel 4, Kapitel 6.2. in der ASP) z.B. für die Wechselkröte bei der baulichen 
Ausgestaltung von Schächten, Lagerflächen und Gullyeinläufen und Bordsteinen im 
Plangebiet sind als Festsetzung im Bebauungsplanentwurf ebenfalls nicht zu finden, 
ebenfalls fehlen Angaben zur Bauzeitenregelung, zu Bewältigung des Lichtkonfliktes 
beim Rebhuhn, zum Vogelschlag an Glasscheiben u.a.m. Insofern bestehen 
grundsätzliche Defizite des Bebauungsplanentwurfes. Er genügt nach unserer 
Einschätzung der Sachlage nicht den gesetzlichen Anforderungen. 

 
Beschlussentwurf zu B 1.7: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die mit Schreiben vom 26.06.2018 ein-
gegangene Stellungnahme B 1.7 wie folgt zu entscheiden: 
 
Regionalplan 
Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt kreisfreie Stadt Bonn 
und Rhein-Sieg-Kreis weist den Standort als eine von 12 zu entwickelnden Gewerbe- 
und Industrieflächen der Region Rheinland mit überregionaler Bedeutung ein. Aus-
schlaggebend sind die hervorragende verkehrliche Anbindung durch den direkten 
Autobahnanschluss und die unmittelbare Nähe zum Flughafen Köln/Bonn sowie das 
für die Kern-Rand-Zone des Verdichtungsraumes überdurchschnittliche Flächenpo-
tential. 
 
Wechselkröte 
Aktuell sind keine Funktionsräume mit besonderer Bedeutung für die Wechselkröte 
nachgewiesen außer ein allgemein zu unterstellender Aufenthaltsbereich für die ra-
diär sich ausbreitende Art, von der im gesamten Vorkommensbereich der Kölner 
Bucht mit Nachweisen zu rechnen ist. Da die Auslösung von Verboten nach §44 Abs. 
1, Nr. 2 und 3 nicht zu befürchten sind, sind als CEF-Maßnahmen konzipierte Maß-
nahmen nicht erforderlich. 

Gerade bei vorausschauenden Planungen und der Nähe zu NSG mit Zielsetzung der 
Erhaltung der Art sind vorausschauende Vermeidungsmaßnahmen von Tötungen 
(§44 Abs. 1, Nr. 1) erforderlich, daher der Hinweis die Fallensituationen von Gullys 
und dem Kanalsystem im Rahmen von Straßenbaumaßnahmen zu prüfen und ggf. 
zu entschärfen. 

Bei der Randbepflanzung ist weiterhin eine Durchgängigkeit gegeben, andererseits 
möchten wir auch keine Besiedlung von möglichen Flächen im Baugebiet Junkers-
ring fördern, da dort verstärkt mit Konflikten / Tötungen zu rechnen ist.  
 
Rebhuhn 
Auch hier wurde keine Besiedlung in der Planfläche nachgewiesen und ist aufgrund 
der randlich schon eingrenzenden Gehölzpflanzung und dem zu kleinem Teilgebiet 



auch nicht zu erwarten. Dargestellt in der ASP wurde die Notwendigkeit, negative 
Auswirkungen auf eine angrenzend nach den derzeitigen Daten noch anzunehmen-
de Vermehrungsstätte (§44 Abs. 1, Nr. 3 BNatSchG) zu vermeiden. Da wir einen der 
noch letzten Revierbereiche im angrenzenden Raum haben, ist aber strikt darauf zu 
achten, dass vergrämende Nutzungen des Gewerbegebiets (Licht, Lärm, Abstand) 
auf das in den Vermeidungsmaßnahmen angemessen angesehene Maß reduziert 
werden. Hier ist der Einfluss des zur Diskussion stehenden Lückenschlusses gegen-
über dem gesamten Gewerbegebiet (und der Änderungen der landwirtschaftlichen 
Nutzung - wie zunehmender Rollrasenanbau im alten Revierbereich der Art) eher 
nachrangig. Eine besonders auf das Rebhuhn ausgerichtete Randgestaltung (lückige 
Hecken, Blühstreifen - wie angedacht) können sich dabei eher positiv auswirken. 

Die Auslösung von Verboten ist bei Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen 
nicht zu erkennen. CEF-Maßnahmen würden nur fällig werden, wenn Sie die Ver-
mehrungsstätte des Rebhuhns direkt in Anspruch nehmen oder durch Fernwirkung 
entwerten, wobei dann Lebensraum außerhalb neu geschaffen oder zumindest wie-
der attraktiv hergestellt werden muss. Die empfohlenen Vermeidungsmaßnahmen 
wirken aber auch in dieser Weise.  

Der Verlust allgemeiner Biotopfunktionen wird im Rahmen der Eingriffsregelung aus-
geglichen. Die Bedenken werden zurückgewiesen. 

B 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des 
Planentwurfes nachfolgende Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen 
sind, über die zu entscheiden ist. 
 
B 2.1) Einwender 1 

hier: Schreiben vom 23.06.2018 
 



 



 
 
Beschlussentwurf zu B 2.1: 
 
Der Rat der Stadt Troisdorf beschließt, über die über die mit Schreiben vom 
23.06.2018 eingegangene Stellungnahmen B 2.1 wie folgt zu entscheiden: 
 
Verlängerung der Erschließungsstraße 
Die Bedenken werden zurückgewiesen. Die Verbindung zum Niederkasseler Gewer-
begebiet erfolgt über ein anbaufreies Straßenstück, das den Hauptgrünzug quert und 
auch in der 3. Änderung weiterhin berücksichtigt wird. Sie ist erforderlich, um eine 
Zufahrt zur BAB - Anschlussstelle Spich zu gewährleisten. Bei einer Realisierung des 
Abschnittes des Gewerbegebietes auf Niederkasseler Stadtgebiet entsteht durch die 
Anbindung an die L 269 ein zweiter Anknüpfungspunkt an das überörtliche Straßen-
netz. 

Grünstreifen 
Die vormals festgesetzte, aber noch nicht umgesetzte Ausgleichsmaßnahme „Exten-
sivgrünland“ wird nicht realisiert, sondern es verbleibt ein rd. 40 m breiter Grünstrei-
fen am westlichen Rand des Gewerbegebietes, der als Biotopstreifen mit Säumen, 
Grünland und Heckenstrukturfestgesetzt wird und damit das Nahrungshabitat für 
Fledermäuse und Vogelarten allgemein verbessert. Im Übrigen richtet sich die Be-
pflanzung nach den gem. rechtskräftigem Bebauungsplan und landschaftspflegeri-
schem Fachbeitrag getroffenen Festsetzungen. Die Anregung wird nicht berücksich-
tigt. 
 



Die Anregung über den Ankauf von Flächen zur Biotopentwicklung wird zur Kenntnis 
genommen. Für Ausgleichsmaßnahmen zur Erweiterung des Gewerbegebiets Jun-
kersring  ist sie nicht erforderlich. 
  
II. Satzungsbeschluss 
 
Nach Behandlung der Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt Troisdorf den 
Bebauungsplan SP 50 Blatt 1b, 3. Änderung, Stadtteil Troisdorf – Kriegsdorf, Bereich 
westlich Junkersring (Anpassung Geltungsbereich) als Satzung(§ 10 Abs. 1 BauGB). 
Die auf Landesrecht beruhenden Festsetzungen (§ 86 BauO NRW / § 44 LWG 
NRW) werden gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 Abs. 4 BauO NRW / i.V.m. § 44 
Abs. 2 LWG NRW in den Bebauungsplan aufgenommen. Die genaue Abgrenzung 
des Geltungsbereiches ist in der Planzeichnung festgesetzt. Der Rat beschließt fer-
ner die in der DS-Nr. 2018/631/BV-01/SV-01 enthaltene Begründung des Planes 
(§ 9 Abs. 8 BauGB), die allen Ratsmitgliedern zur Sitzung des Stadtentwicklungs-
ausschusses am 29.08.2018 zugestellt worden ist (§ 9 Abs. 8 BauGB). 
 
Die in der Drucksache enthaltene zusammenfassende Erklärung wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
Hinweis:  
Der Bebauungsplan hängt in der Ratssitzung mit der Begründung zur Einsichtnahme 
aus. Weitere Exemplare können bei Bedarf jederzeit vor der Sitzung beim Stadtpla-
nungsamt angefordert werden. 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt:  
 
Finanzielle Auswirkungen: Nein 
 
 
 
 



Sachdarstellung: 
 
Die Bebauungsplanänderung SP 50 Blatt 1b, 3. Änderung wird durchgeführt, um das 
bestehende Gewerbegebiet Junkersring in nordwestliche Richtung um ca. 3,5 ha zu 
erweitern. Grund hierfür ist die nach wie vor bestehende hohe Nachfrage nach Ge-
werbeflächen in Troisdorf und die Standortsicherung ansässiger Betriebe. Im Rah-
men der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans wurde die Erweiterung bereits 
berücksichtigt.  

Die Option eines zukünftig die Stadtgrenze überschreitenden, gemeinsamen Gewer-
begebiets mit der Stadt Niederkassel an dem geplanten Standort wird im Rahmen 
der geplanten Erweiterung realisiert. 

Planungsinhalte sind u.a. die Verträglichkeit zu den angrenzenden Wohngebieten, 
Gewerbepark mit einem hohen Anteil an Grün und Freiflächen, landschaftliche Ein-
bindung und Grünvernetzung des Plangebietes mit vorhandenen Strukturen sowie 
die Erhaltung und Schaffung von Verbindungen für den Fußgänger- und Radverkehr 
in die freie Landschaft und zu den Ortslagen Spich, Kriegsdorf und Stockem.  

Mit der 3. Änderung werden auch Teile der rechtskräftigen 2. Änderung einbezogen, 
um Festsetzungen zu überbaubaren Flächen und Verkehrsflächen sinnvoll anzupas-
sen. Die Ausgleichsflächen, die noch nicht angelegt sind, werden durch Ökopunkte 
aus dem interkommunalen Ökokonto kompensiert. 

Der Bebauungsplanentwurf hat in der Zeit vom 28.05.2018 bis 29.06.2018 öffentlich 
ausgelegen. In dieser Zeit sind keine wesentlich neuen Anregungen eingegangen. 
Mit der Beratung über alle inhaltlich zu behandelnden Stellungnahmen aus sämtli-
chen Verfahrensschritten und dem nachfolgenden Satzungsbeschluss soll das Plan-
verfahren zum Abschluss gebracht werden. 

 

B e g r ü n d u n g 

gemäß § 9 Abs. 8 BauGB  

Bebauungsplan SP 50, Blatt 1 b, 3. Änderung 

Stadtteil Troisdorf-Kriegsdorf, Bereich Gewerbepark Junkersring,  
Bereich westlich Junkersring 

1 Plangebiet 

1.1  Bestandsituation und Abgrenzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes SP 50, Blatt 1 b umfasst eine ca. 20 ha 
große Fläche südwestlich der Bundesautobahn A 59. Die Autobahnanschlussstelle 
Spich ist in rd. 350 m Entfernung über die Kriegsdorfer Straße zu erreichen, die als 
Kreisstraße K 29 klassifiziert ist und über den Junkersring der äußeren Erschließung 
des Gebietes dient. Dem Plangebiet östlich vorgelagert an der Kriegsdorfer Straße 
befinden sich bereits erschlossene gewerbliche Bauflächen. Im Süden und Westen 
ist das Plangebiet von landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. Weiter west-
lich liegt der Stockemer See, dessen Auskiesung und Rekultivierung abgeschlossen 
sind und der als Naturschutzgebiet im Landschaftsplan Nr. 1 festgesetzt ist. 



Der Bebauungsplan SP 50, Blatt 1b ist Teil des "Airport Gewerbeparkes Junkers-
ring". Die Gesamtfläche des Gewerbeparks „Junkersring“ auf Troisdorfer Stadtgebiet 
beträgt ca. 40 ha. Der Gewerbepark soll zusammen mit den angrenzend auf dem 
Gebiet der Stadt Niederkassel geplanten Gewerbeflächen ein zusammenhängendes 
Gewerbeareal von ca. 80 ha bilden. Der Regionalplan für den Regierungsbezirk 
Köln, Teilabschnitt kreisfreie Stadt Bonn und Rhein-Sieg-Kreis weist den Standort als 
eine von 12 zu entwickelnden Gewerbe- und Industrieflächen der Region Rheinland 
mit überregionaler Bedeutung ein. Ausschlaggebend sind die hervorragende verkehr-
liche Anbindung durch den direkten Autobahnanschluss und die unmittelbare Nähe 
zum Flughafen Köln/Bonn sowie das für die Kern-Rand-Zone des Verdichtungsrau-
mes überdurchschnittliche Flächenpotential. 

Die Gewerbeflächenentwicklung in Niederkassel konnte bisher wegen Grunder-
werbsschwierigkeiten nicht weiter vorangetrieben werden, sodass der Troisdorfer Teil 
unter Beachtung der Erschließungserfordernisse für das Gesamtgebiet vorab entwi-
ckelt wurde. Er ist in zwei Erschließungsabschnitte entsprechend den Bebauungs-
plänen SP 50 Blatt 1a und Blatt 1b aufgeteilt, die das Gesamtgebiet in zwei etwa 
gleich große Gebiete teilen. Die Grenze zwischen den Bebauungsplanblättern ver-
läuft von Nord nach Süd ca. 500 m westlich der Kriegsdorfer Straße.  

Der Erschließungsabschnitt SP 50, Blatt 1a ist vollständig bebaut, Blatt 1b ist inzwi-
schen weitgehend bebaut bzw. eine Bebauung durch Verkauf der letzten Grundstü-
cke für konkrete Ansiedlungsvorhaben in Vorbereitung. Das Gewerbegebiet ist durch 
eine in Ost-West-Richtung verlaufende Hochspannungsfreileitung geteilt. Die vor-
handenen Feldwege im Randbereich bieten Anbindungen für Fußgänger und Rad-
fahrer nach Kriegsdorf und über die Autobahn hinweg nach Spich, der Gesamtraum 
hat daher auch Bedeutung für die Naherholung. 

Die im Rahmen der 3. Änderung geplante Erweiterung nach Westen umfasst Flä-
chen, die zurzeit landwirtschaftlich genutzt werden und bisher für den Ausgleich und 
Ersatz ausgewiesen sind.  

2 Planverfahren 

2.1  Bisherige Verfahren und aktueller Bebauungsplan  

Der Bebauungsplan SP 50, Blatt 1b wurde erstmals 2003 rechtskräftig. Die 1. 
Planänderung im vereinfachten Verfahren erfolgte für eine Ausnahmeregelung, um 
die Mindestgeschosshöhe in der Zone mit Nutzungsregelung (NR) für Betriebe ohne 
Verwaltungsgebäude zu unterschreiten. Außerdem wurde eine Unterschreitung für 
mehrgeschossige Gebäude zugelassen, die aufgrund einer reduzierten Geschoss-
höhe die Mindestgeschosshöhe von 7 m nicht einhalten können. Die damalige 
schwierige konjunkturelle Lage erforderte eine Flexibilität der Festsetzungen „nach 
unten“. 

Der Anlass für die 2. Planänderung resultierte aus der zunehmenden Attraktivität des 
Gewerbeparks Junkersring als Bürostandort, der z. T. die an einer klassischen ge-
werblichen Nutzung ausgerichteten Höhenfestsetzungen des Bebauungsplanes nicht 
entsprechen. Die südlich und westlich zum angrenzenden Freiraum gelegenen Flä-
chen werden besonders stark von Büronutzern nachgefragt, sodass hier die bisheri-
ge Höhendifferenzierung, die auch für Bürogebäude galt und rückwärtig keine höhe-
ren Bürogebäude zuließ, aufgegeben wurde. Ziel der 2. Planänderung war die Schaf-



fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine einheitliche maximale Bau-
höhe von 16 m für Bürogebäude, die Überplanung einer Ausgleichsfläche von ca. 
6.000 qm am westlichen Rand des Plangebietes als Gewerbegebiet für die Erweite-
rung der Medipa-Zentrale, die Ausweisung eines zusätzlichen Parkplatzes integriert 
in die Grünflächen unter der Hochspannungsfreileitung des Hauptgrünzuges, flexible-
re Festsetzung der seitlichen Pflanzstreifen auf den Gewerbegrundstücken und der 
Verpflichtung zur Stellplatzbegrünung und der der Verzicht auf Fassadenbegrünun-
gen.  

Der auf der bisherigen Kompensationsfläche nachgewiesene landschaftspflegerische 
Ausgleich wurde ersetzt durch Ökopunkte, die die Stadt aus dem interkommunalen 
Ökokonto erwirbt. Da sich die Stadt zu einer Mindestabnahme von Punkten ohnehin 
verpflichtet hat und aktuell keine eigenen Ausgleichsflächen in der erforderlichen 
Größenordnung zur Verfügung stehen, kam eine Ersatzmaßnahme im Troisdorfer 
Stadtgebiet nicht in Betracht. 

 

2.2   Anlass und Ziel der 3. Planänderung 

Das bestehende Gewerbegebiet Junkersring wird im Laufe des Jahres 2018 voraus-
sichtlich vollständig bebaut und ist damit abgeschlossen. Aufgrund des nach wie vor 
bestehenden hohen Nachfrage nach Gewerbeflächen in Troisdorf und zur Standort-
sicherung bestehender Betriebe wurde im Rahmen der Neuaufstellung des Flächen-
nutzungsplans eine Erweiterung des Gewerbegebietes Junkersring um ca. 3,5 ha in 
nordwestliche Richtung vorgesehen.  

Die in der vorbereitenden Bauleitplanung ausgewiesene Erweiterung soll nun durch 
die 3. Änderung des Bebauungsplanes planungsrechtlich umgesetzt werden. Dabei 
werden auch Teile der rechtskräftigen 2. Änderung einbezogen, um Festsetzungen 
zu überbaubaren Flächen und Verkehrsflächen sinnvoll aufeinander anzugleichen 
und anzupassen. Die hierdurch in Anspruch genommenen Ausgleichsflächen, die 
noch nicht angelegt sind, werden durch einen weiteren Ankauf von Ökopunkten aus 
dem interkommunalen Ökokonto kompensiert. 

3 Bisherige planungsrechtliche Situation 

3.1    Regionalplan 

Der geltende Regionalplan stellt auf dem Gebiet der Städte Troisdorf und Niederkas-
sel einen grenzüberschreitenden Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereich südlich 
Stockem dar. Das Plangebiet der 3. Änderung liegt im Bereich des ausgewiesenen 
Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiches. Lediglich die südliche Grenze der 
Bauflächen überschreitet geringfügig die Abgrenzungen des dargestellten Gewerbe- 
und Industrieansiedlungsbereiches. Dies ist insbesondere in den Schutzabständen 
begründet, die beiderseits zu der das Gebiet querenden Hochspannungsfreileitung 
einzuhalten sind und zu einer Verschiebung der Gewerbeflächen in südliche Rich-
tung geführt haben. Die Schutzflächen sind als zusätzliche Grünflächen im Gebiet 
festgesetzt. Da der Gebietsentwicklungsplan ein Funktionsplan ist und sich die 
zeichnerischen Darstellungen nicht parzellenscharf oder maßstäblich auf andere 
Planungen übertragen lassen, ist die Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung angepasst. 



3.2    Flächennutzungsplan 

Der seit dem 24.12.2016 wirksame Flächennutzungsplan stellt für den Bereich der 3. 
Änderung gewerbliche Bauflächen und Grünfläche dar. Die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes SP 50, Blatt 1b, 3. Änderung sind aus diesen Darstellungen entwi-
ckelt. 

3.3  Bebauungsplan (Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan) 

Für das Plangebiet besteht der rechtskräftige Bebauungsplan SP 50, Blatt 1b in der 
Fassung der 2. Änderung, der für den Geltungsbereich des 3. Änderung die Nut-
zungsart Gewerbegebiet sowie überbaubare Flächen, Verkehrsflächen, Grünflächen 
und Ausgleichsflächen ausweist. 

4 Ziel und Zweck der Planung 

4.1  Ziel und Zweck der Planung 

Aufgrund der nach wie vor bestehenden hohen Nachfrage nach Gewerbeflächen und 
zur Standortsicherung bestehender Betriebe in Troisdorf wurde im Rahmen der Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplans eine Erweiterung des Gewerbegebietes Jun-
kersring in nordwestliche Richtung vorgesehen. Die in der vorbereitenden Bauleitpla-
nung ausgewiesene Erweiterung soll nun durch die 3. Änderung des Bebauungspla-
nes planungsrechtlich umgesetzt werden. 

Die Option eines zukünftig die Stadtgrenze überschreitenden, gemeinsamen Gewer-
begebiets mit der Stadt Niederkassel an dem geplanten Standort werden im Rahmen 
der geplanten Erweiterung ebenso berücksichtigt wie die aus der Rahmenplanung La 
Citta 1998 formulierten Ziele, d.h. Verträglichkeit zu den angrenzenden Wohngebie-
ten, Leitbildidee „Gewerbepark im wörtlichen Sinn mit einem hohen Anteil an Grün 
und Freiflächen, landschaftliche Einbindung und Grünvernetzung des Plangebietes 
mit vorhandenen Strukturen sowie die Erhaltung und Schaffung von Verbindungen 
für den Fußgänger- und Radverkehr in die freie Landschaft und zu den Ortslagen 
Spich, Kriegsdorf und Stockem. 

4.2  Umweltverträglichkeit 

Bebauungsplan SP 50, Blatt 1 b bildet zusammen mit dem Blatt 1 a ein kumulieren-
des Vorhaben mit einer Grundfläche von zusammen über 180.000 qm. Für die Erwei-
terung wurde eine Umweltprüfung durchgeführt, die nach § 2 a des Baugesetzbu-
ches (BauGB) in einem formalisierten Umweltbericht dokumentiert ist und nachfol-
gend ein selbständiges Kapitel dieser Bebauungsplanbegründung bildet. 

5 Umweltbericht gem. § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB (in der Fassung vor dem 
13.05.2017)  

5.1 Einleitung 

Der Bebauungsplan SP 50 Bl. 1b wird in der 3. Änderung aufgestellt, um die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von gewerblichen Gebäuden 
zu schaffen. Zum einen dient dies der Erweiterung eines vorhandenen Gewerbebe-
triebes. Zum anderen soll mit den zusätzlich bereitgestellten Gewerbeflächen der 



hohen Nachfrage im Stadtgebiet nachgekommen werden. Infolge der geplanten Er-
weiterung des vorhandenen Betriebes wird die geplante Erschließungsstraße in 
südwestliche Richtung verschwenkt. Im Fall der Umsetzung des Gewerbegebietes 
auf der Niederkasseler Seite soll an dieser Stelle ein Anschluss erfolgen. 

5.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der Ziele der Planung, Beschreibung der 
Festsetzungen des Planes mit Angaben über Standorte, Art und Umfang sowie 
Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben 

Den Zielen und Zwecken der Planung entsprechend setzt der Bebauungsplan SP 50 
Bl. 1b in der 3. Änderung die Erweiterung des vorhandenen Gewerbegebietes mit 
üblichem Nutzungsspektrum nach Baunutzungsverordnung (BauNVO) fest. Die Nut-
zungsausschlüsse und -einschränkungen sind - bis auf die Gliederung des Bauge-
bietes nach dem Emissionsverhalten der Betriebe entsprechend dem Abstandserlass 
NRW - nicht umweltrelevant. 

Die Höhen baulicher Anlagen liegen zwischen 10,0 – 16,0 m über festgesetzter Ge-
ländehöhe, unterhalb der Freileitungen bis maximal 4 m Höhe. Pflanzstreifen von 5 
m Breite entlang der Erschließungsstraßen sind als nicht überbaubar festgesetzt.  

Die Erschließung erfolgt über den Hauptstraßenring, der durch das Gesamtgebiet 
führt, sowie über eine Erschließungsstraße mit einem Regelquerschnitt von 12,5 m, 
die im Fall der Umsetzung des Gewerbegebietes auf der Niederkasseler Seite dort 
weitergeführt werden kann. 

Flächen mit Bindungen für die Bepflanzung sind entlang der Erschließungsstraßen 
und zwischen den Baugrundstücken festgesetzt. Als Ausgleichsmaßnahmen sind 
Gehölzpflanzungen und Säume auf entsprechend ausgewiesenen Maßnahmenflä-
chen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. 
Die Festsetzungen dienen auch einer situationsgerechten Begrünung der Randzone 
des Gebiets, um den Gewerbepark landschaftsverträglich in die Umgebung einzufü-
gen. In den Bebauungsplan wurde der am Gewerbegebiet vorbeiführende Feldweg 
wieder festgesetzt, sodass dieser im Bestand erhalten bleibt. Entsprechend erhöht 
sich die festgesetzte Verkehrsfläche gegenüber der 2. Änderung. 

Festgesetzte Flächen im Bebauungsplan SP 50, Bl. 1b 3. Änd. im Vergleich zur 2. 
Änderung: 

 SP 50 Bl. 1b Ae2 Differenz 

in ha
Sp 50 Bl. 1b Ae3

Nutzung Fläche in ha Flächenanteil 

am 

Plangebiet in 

%

Fläche in ha Flächenanteil 

am Plangebiet 

in %

Verkehrsflächen (öffentlich), Feldweg und 

Erschließungsstraße 0,2332                        4,1 0,2380 0,4712               8,2

Gewerbegebiet 1,2734                        22,2 2,2042 3,4776               60,7

davon überbaubar 1,01872 2,7821

öffentliche Grünfläche, "Randeingrünung" 0,8068                        14,1 -0,3542 0,4526               7,9

Grünfläche mit Festsetzungen für 

Ausgleichsmaßnahmen   3,4184                        59,6 -2,0880 1,3304               23,2

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans, 5,7318                        100,0 5,7318               100,0  



5.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgeleg-
ten Ziele des Umweltschutzes und der Art, wie diese Ziele und die Umweltbe-
lange berücksichtigt wurden 

 Für die Planaufstellung relevante Umweltschutzziele und umweltrelevante Da-
ten finden sich in 

 die Richtlinie für die Anlage von Landstraßen ( RAL 2012),  

 der Landesbauordnung (BauO NW), 

 dem Baugesetzbuch (BauGB), 

 dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), 

 der Verkehrslärmschutzverordnung (16.BImschV), 

 den VDI-Richtlinien 2714 (Schallausbreitung im Freien) –  

 der Verordnung zur Umsetzung der EU-Feinstaubrichtlinie (22. BImSchG), 

 der 1.Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum BImSchG - Technische Anlei-
tung (TA)Lärm, 

 der 6.Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum BImSchG - Technische Anlei-
tung (TA)Luft, 

 dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und Landschaftsgesetz Nordrhein 
Westfalen (LG NW) 

 dem Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), 

 dem Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umwelt-
verträglichen Beseitigung von Abfällen (KrWG), 

 dem Landesabfallgesetz NW (LAbfG) in Verbindung mit dem Abfallwirt-
schaftskonzept des Rhein-Sieg-Kreises vom Dezember 2000 und dem Ab-
fallentsorgungsplan der Bezirksregierung Köln vom 16.12.2004, 

 dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 

 dem Landeswassergesetz (LWG NW), 

 den VDI-Richtlinien 2719 (Schalldämmung von Fenstern) und 2310 (verschie-
dene Blätter zu Immissionsgrenzwerten), 

 den Luftqualitätsleitlinien der WHO sowie dem Verkehrsentwicklungsplan 
(VEP) der Stadt Troisdorf. 

 Flächennutzungsplan der Stadt Troisdorf- Rechtskraft 24.12.2016 

Die Planung berücksichtigt die Anforderungen, indem die Empfehlungen, Vorschrif-
ten sowie die Grenz- und Orientierungswerte beachtet bzw. unterschritten werden. 

5.2 Beschreibung und Bewertung der in der Umweltprüfung ermittelten Um-
weltauswirkungen und verwendeten technischen Verfahren 

Das Plangebiet der 3. Änderung setzt die gewerbliche Entwicklung des vorhandenen 
Gewerbegebietes entlang der A 59 in westlicher Richtung fort. Jenseits der Autobahn 
schließen sich die bestehenden Gewerbegebiete Langbaurghstraße und Luxembur-
ger Straße an. Die Anschlussstelle Spich, über die das gesamte Gewerbegebiet an 
die A 59 angeschlossen wird, ist unmittelbar erreichbar. Dadurch kann der Fernver-
kehr, dessen Ziel und Quelle im Gebiet liegen, ohne Belastung von Wohngebieten 
oder anderen besonders schutzwürdigen Gebieten direkt abgeleitet werden. Eine 
Hochspannungsfreileitung quert das Gebiet und schränkt die Planung unter Vorsor-
gegesichtspunkten nach heutigen Abstandsvorschriften entsprechend ein. Östlich 
des Änderungsbereiches ist das seit den 2000er Jahren entwickelte Gewerbegebiet 
inzwischen bebaut. Das Plangebiet selbst ist teilweise bebaut und teilweise wie die 
nähere Umgebung von Ackerflächen geprägt. An diese schließt sich weiter im Süden 



der teilweise noch erkennbar dörflich strukturierte Stadtteil Kriegsdorf an. In der im 
Änderungsgebiet befindlichen Ackerfläche wurden im ursprünglichen Bebauungsplan 
Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt, die jedoch bisher nicht umgesetzt wurden. 

Im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes wurden die Auswirkun-
gen der geplanten gewerblichen Nutzung auf die bisherige Grünfläche, hier nicht 
umgesetzte Ausgleichsfläche, überschlägig ermittelt und bewertet. Im Folgenden 
werden die Auswirkungen auf die Schutzgüter auf der Ebene der konkretisierten Pla-
nung zur Erweiterung der Gewerbefläche beschrieben. 

5.2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
stands einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich 
erheblich beeinflusst werden 

Im landschaftspflegerische Begleitplan zum SP 50 aus dem Jahr 2001 erfolgte die 
Bewertung der Biotoptypen in Bestand und Planung gemäß dem Bewertungsverfah-
ren von ADAM, NOHL, VALENTIN (1986), das auf einer 10er-Skala basiert. Inzwi-
schen wird dieses Verfahren im Allgemeinen bei der Stadt Troisdorf nicht mehr an-
gewendet, sondern üblicherweise das „Verfahren zur Überprüfung des Mindestum-
fanges von Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in die Biotopfunktion“ 
von D. Ludwig, erschienen bei Fröhlich und Sporbeck, Bochum 1991. Um dem Bio-
topwertverhältnis zwischen beiden Bewertungsmethoden gerecht zu werden, erfolgte 
die Bewertung nach dem Verfahren Ludwig, mit Abschlägen bei einigen Wertkrite-
rien. 

Da die Umwelt nicht als Ganzes erfasst und bewertet werden kann, werden im Fol-
genden die einzelnen Schutzgüter in ihrem Bestand und ihren Funktionen beschrie-
ben. Auf die im Untersuchungsgebiet relevanten Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern wird, sofern vorhanden, in den jeweiligen Punkten hingewiesen. 

5.2.1.1 Schutzgut Mensch  

Der Mensch wird an dieser Stelle mit seinen Bedürfnissen nach gesunden Wohn- 
und Arbeitsverhältnissen betrachtet, die keine oder nur unerhebliche Störungen aus 
Immissionen aufweisen sollen. Kriterien zur Beurteilung der Flächen sind daher die 
Zugänglichkeit zu freiraumgebundenen Erholungsflächen und die Freiheit von Lärm 
und sonstigen Immissionen: 

Der von Nordosten nach Südwesten verlaufende Wirtschaftsweg hat eine Bedeutung 
als Anbindung der aus dem Ortsteil Spich kommenden Erholungssuchenden, speziell 
Jogger, Fahrradfahrer und Spaziergänger. Die landwirtschaftliche Fläche ist nicht 
unmittelbar für die Erholung nutzbar, ist aber Bestandteil des mit naturnahen Ele-
menten ausgestatteten Landschaftsbildes. 

Aus dem Verkehrslärm der A 59 und der K 29 resultiert keine Überschreitung des 
Orientierungswertes der DIN 18005 für Gewerbegebiete (Graner + Partner 10/2000 
zum Bebauungsplan SP 50, Blatt 1a und 1b). Betriebe der Abstandsklassen I bis IV 
des Abstandserlasses NRW vom 06.06.2007 sowie Betriebe und Anlagen mit einem 
vergleichbaren Emissionsgrad sind in den angrenzenden, vorhandenen Gewerbeflä-
chen nicht zugelassen. 

Durch die Fläche verläuft eine 110/220/380 kV Leitung (Hochspannungsfreileitung). 

5.2.1.2 Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt (Biotoptypen)  



Innerhalb des Plangebietes befinden sich Gewerbefläche, versiegelte Verkehrsfläche 
und Ackerfläche als Realnutzungstypen. Auf der Ackerfläche waren im Bebauungs-
plan SP 50, Bl. 1b ursprünglich öffentliche Grünfläche, Feldgehölze und extensive 
Grünfläche festgesetzt. In der folgenden Eingriffsbewertung werden die nicht umge-
setzten, aber festgesetzten, Ausgleichs- und Pflanzmaßnahmen mit dem Zielwert als 
Bestandswert bewertet.  

Im landschaftspflegerische Begleitplan zum SP 50 aus dem Jahr 2001 erfolgte die 
Bewertung der Biotoptypen in Bestand und Planung gemäß dem Bewertungsverfah-
ren von ADAM, NOHL, VALENTIN (1986), das auf einer 10er-Skala basiert. Dem-
nach wurden die Biotopwerte damals wie folgt festgesetzt: 

Geplanter Biotoptyp 
gepl. Biotop-
wert 

Vorh. Bio-
toptyp 

Biotop-
wert 

Wert-
Zuwachs 

Maßnahme A3 Natur-
nahe Gehölze und 
Säume (Nr. im B-Plan 
4.3a)  

5 Acker (HA5) 2 3 

Maßnahme A4: Feld-
gehölz (Nr. im B-
plan4.3b)  

5 Acker (HA5) 2 3 

Maßnahme A 6: Ex-
tensives Grünland (Nr. 
im B-Plan 5.1) 

5 Acker (HA5) 2 3 

Inzwischen wird dieses Verfahren im Allgemeinen bei der Stadt Troisdorf nicht mehr 
angewendet, sondern üblicherweise das „Verfahren zur Überprüfung des Mindestum-
fanges von Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in die Biotopfunktion“ 
von D. Ludwig, erschienen bei Froehlich und Sporbeck, Bochum 1991. 

Um dem Biotopwertverhältnis zwischen beiden Bewertungsmethoden gerecht zu 
werden, erfolgte die Bewertung nach dem Verfahren Ludwig, mit Abschlägen bei ei-
nigen Wertkriterien (s.u.).  

Die Anwendung des letztgenannten Verfahrens birgt zudem den Vorteil, dass es mit 
dem Verfahren zur Bewertung von Kompensationsmaßnahmen an Fließgewässern, 
„Kompensation Blau“ kompatibel ist, welches im interkommunalen Ökokonto Sülz-
Agger-Aue angewendet wird. 

Die einzelnen Biotoptypen sind nach ihren Wertkriterien und der Gewichtung der 
Wertkriterien der folgenden Zusammenstellung zu entnehmen: Fehler! Keine gülti-
ge Verknüpfung.*Abwertung um je 1 Punkt bei Natürlichkeit, Maturität und Gefähr-
dungsgrad  
**Abwertung um je 1 Punkt bei Natürlichkeit und Maturität  

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Verknüpfung der Biotopwerte nach 
Ludwig (1991) mit der verbal-argumentativen Bewertung der Biotoptypen: 

Biotopwerte 0 - 6 7 - 12
13 - 

18

19 - 

23

24 - 

28

29 - 

35

Bedeutung für die Biotopfunktion

sehr 

gering     

0

gering           

I

mittel            

II

hoch           

III

sehr 

hoch    

IV

nicht 

ersetz

bar V Fehler! 
Keine gültige Verknüpfung.Dem Plangebiet ist aufgrund der festgesetzten Nutzung 



und Struktur eine insgesamt eher mittlere bis geringe Bedeutung für die Biotopfunkti-
on zu zuordnen. 

Der Bestandswert des Plangebietes, bezogen auf die rechtskräftigen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes SP 50 Bl.1b 2. Änd., stellt sich wie folgt dar: 

Biotoptyp, Bestand  qm Biotopwert/Zielwert Bestandswert 

Maßnahme A3 Naturnahe Gehölze und 
Säume (Nr. im B-Plan 4.3a) (BB1) 

8.068 14 112.952 

Maßnahme A4: Feldgehölz (Nr. im B-
plan4.3b) (BB1) 

9.184 14 128.576 

Maßnahme A 6: Extensives Grünland (Nr. 
im B-Plan 5.1) ( EA1) 

25.000 17 425.000 

versiegelte Verkehrsfläche 2.332 0 0 

Überbaubare Gewerbefläche (12.734 
qm*0,8GFZ) 

10.187 0 0 

Nichtüberbaubare Gewerbefläche 
(12.734qm*0,2) (HM52) 

2.547 9 22.921 

Summe 57.318 
 

689.449 

In rd. 150 m nordwestlich liegt der südliche Ausläufer des schutzwürdigen Biotops 
"Stockemer See" , BK-5108-00003, das Deckungsgleich mit dem gleichnamigen Na-
turschutzgebiet des Landschaftsplanes Nr. 1 ist. Rund 70 m südwestlich befindet 
sich das schutzwürdige Biotop BK-5108-033, "Feldgehölz nördlich Kriegsdorf", das 
im Landschaftsplan Nr. 7 als geschützter Landschaftsbestandteil festgesetzt ist. Kei-
ne weiteren Angaben im Fachinformationssystem (FIS) des LANUV, Abfrage 4. April 
2018. 

Die Fläche befindet sich außerhalb von Landschafts- oder Naturschutzgebieten. Die 
kürzeste Entfernung zum Natura-2000-Gebiet Wahner Heide beträgt 2,3 km. Die 
kürzeste Entfernung zum Natura-2000-Gebiet Siegmündung beträgt 3,9 km. 

5.2.1.3 Schutzgut Tierwelt und artenschutzrechtliche Belange 

Auf der Ebene der artenschutzrechtlichen Untersuchungen zum Flächennutzungs-
plan wurden keine konkreten Hinweise auf das Vorkommen planungsrelevanter Ar-
ten erfasst. Im Rahmen nachgelagerter Verfahren wurde dennoch eine vertiefende 
Untersuchung für notwendig erachtet, da zum einen planungsrelevante Offenland-
Vogelarten im Planungsgebiet nicht gänzlich auszuschließen waren und zum ande-
ren planungsrelevante Vogelarten aus dem westlich gelegenen Naturschutzgebiet 
für möglich gehalten wurden (GALUNDER 2014). Daher wurde eine artenschutz-
rechtliche Untersuchung der Stufe II erarbeitet (Dipl.-Biol. Immo Vollmer, Oktober 
2017). Der Gutachter stellt darin fest, dass das Planungsgebiet aufgrund der an-
grenzenden Kulissenwirkung aus Gehölzen und Gebäuden und aufgrund störender 
angrenzender Nutzungen wie Sport, Erholung und sonstigen Nutzungen eine gerin-
ge Bedeutung für die Avifauna aufweist. Für Fledermäuse weist das Planungsgebiet 
eine Bedeutung als Nahrungs- und Vernetzungskorridor auf. Quartiere sind auf-
grund der fehlenden Struktur nicht im Planungsgebiet vorhanden. Der Feldhase, als 
nicht planungsrelevante Art, wurde regelmäßig im Plangebiet und in der Umgebung 
notiert, ebenso Kaninchen. Für Amphibien und andere Tierartengruppen hat das 
Planungsgebiet nur eine untergeordnete Bedeutung. Planungsrelevante Arten konn-
ten nicht im Planungsgebiet nachgewiesen werden. Die Ergebnisse der faunisti-
schen Erhebung sind in Tabellen und Karte der ASP II ab S. 14 zu entnehmen. 



Die artenschutzrechtliche Untersuchung kommt zu dem Ergebnis kommt, dass ar-
tenschutzrechtliche Verbotstatbestände infolge der Umsetzung des Bebauungspla-
nes auszuschließen sind. Gleichzeitig werden in der artenschutzrechtlichen Unter-
suchung Hinweise zur Ausgestaltung der verbleibenden Ausgleichsflächen gege-
ben, die sich in den Festsetzungen wieder finden. 

5.2.1.4 Schutzgut Boden, einschl. Altlastenbeurteilung 

Als Bodenart wird in der digitalen Bodenkarte Typische Braunerde aus stark lehmi-
gen Sand und stark sandigem Lehm (Bodeneinheit L5108_B541) aus Hochflutabla-
gerung über Kies und Sand aus Terrassenablagerung sowie typische Braunerde 
(Bodeneinheit L5108_B751) aus schwach lehmigen Sand aus Hochflutablagerung 
über Sand und Kies aus Terrassen-ablagerung, zum Teil karbonathaltig, angege-
ben. (Abfrage des Bodeninformationssystem BK 50 des Landes Nordrhein-
Westfalen- © Geologischer Dienst NRW – unter: www.wms.nrw.de/gd/bk050?, Juli 
2015, im Rahmen des Umweltbericht zur Neuaufstellung FNP.) 

Der Boden wird teilweise als schutzwürdiger fruchtbarer Boden (aufgrund der Rege-
lungs- und Pufferfunktion und der natürlichen Bodenfruchtbarkeit) bewertet und teil-
weise nicht bewertet. 

Auf der Basis des rechtskräftigen Bebauungsplanes ist bereit eine Versiegelung im 
Umfang von rd. 22% zulässig. Das resultiert aus den bereits rechtskräftig festge-
setzten Verkehrs- und Gewerbeflächen, die hier mit einer GFZ von 0,8 berücksich-
tigt werden.  

Im Altlastenkataster der Stadt Troisdorf gibt es keinen Hinweis auf Altlasten oder 
Altstandorte. 

5.2.1.5 Schutzgut Wasser 

Im Plangebiet befindet sich kein Oberflächengewässer. Das nächste Gewässer, der 
südöstliche Ausläufer des Stockemer Sees, befindet sich nordwestlich in rd. 150 m 
Entfernung. 

Die Geländehöhe beträgt rd. 55 m ü. NN. Die Höhe des mittleren Grundwassers 
beträgt rd. 43 m ü. NN. Daraus ergibt sich der mittlere Grundwasserflurabstand von 
12 m (Grundwassergleichenplan, Teilgebiete der Stadt Troisdorf, Referenzjahr 2008 
(BIESKE U. PARTNER, Oktober 2008), zur Verfügung gestellt von den Stadtwerken 
Troisdorf sowie Angaben der Hydrologische Karte von Nordrhein-Westfalen, Blatt 
5108 Porz am Rhein, Bearbeitungsstand 1964 (Herausgeber: LANDESAMT FÜR 
WASSER UND ABFALL NRW)). 

Das Plangebiet befindet sich in der Wasserschutzzone III B der Wassergewin-
nungsanlage Zündorf. 

5.2.1.6 Schutzgut Luft und Klima 

Für das Stadtgebiet Troisdorf ist kein Luftreinhalteplan erforderlich. Schädliche Im-
missionen in der Fläche sind nicht bekannt. 

Als Offenland-Klimatop hat die bisher unbebaute Fläche des Plangebietes eine Be-
deutung als nächtliches Kaltluftentstehungsgebiet und wirkt bei hochsommerlichem 
Wetter als thermische Ausgleichsfläche für angrenzende thermisch belastete Gebie-
te. Aufgrund fehlender Kaltluftbahnen bleibt diese Funktion lokal sehr begrenzt. 

http://www.wms.nrw.de/gd/bk050


5.2.1.7 Schutzgut Landschaft 

Das Planungsgebiet lag ursprünglich im räumlichen Geltungsbereich des Land-
schaftsplans 7 des Rhein-Sieg-Kreises. Für den Bereich galt das Entwicklungsziel 2 
"Anreicherung einer im ganzen erhaltungswürdigen Landschaft mit gliedernden und 
belebenden Elementen". Mit der Rechtskraft des Bebauungsplanes SP 50, Bl. 1b 
wurde das Planungsgebiet aus dem Geltungsbereich entlassen. 

Das gesamt Gebiet des Bebauungsplanes SP 50, Bl. 1b wird noch als Bestandteil 
des unzerschnittenen verkehrsarmen Lebensraumes mit der Kennung UZVR 0468 
in der Größenklasse zwischen 10-50 qkm im der Karte der unzerschnittenen Le-
bensräume dargestellt.  
(Quelle: http://uzvr.naturschutzinformationen.nrw.de/uzvr/de/karte, Abfrage vom 
12.04.2018). 

Die heutige landwirtschaftliche Freifläche ist für das Orts- und Landschaftsbild zwi-
schen dem Gewerbegebiet und den Gehölzflächen prägend und über den vorbei-
führenden landwirtschaftlichen Weg erlebbar. 

5.2.1.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet sind keine Denkmäler bekannt. Im Zuge des Aufstellungsverfahrens 
zum Bebauungsplan SP 50 wurden Im Rahmen einer Begehung des Plangebietes 
durch das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege (RAB) sind Oberflächenfunde 
aufgelesen worden, die Hinweise auf einen möglichen vorgeschichtlichen Sied-
lungsplatz erbrachten. Aus diesem Grund ist das Büro für Prospektion beauftragt 
worden, eine archäologische Untersuchung des Gebiets durchzuführen. In Abstim-
mung mit dem RAB wurde hierbei die geplante Straßentrasse durch Sondagen un-
tersucht und außerdem in einem Bereich im nord-östlichen Teil des Plangebietes 
eine qualifizierte Prospektion durchgeführt (Büro für Bodenprospektion, Schlussbe-
richt zur archäologischen Grabung und Sachstandsermittlung B-Plan SP 50, Sep-
tember 2001). Nach den Ergebnissen der Untersuchung ist im Plangebiet mit Bo-
denfunden zu rechnen. 

Die bisher unbebaute Fläche des Plangebietes hat einen Wert als landschaftspfle-
gerische Ausgleichsfläche und Grünfläche. 

Im Plangebiet befindet sich ein Maststandort der durch die Fläche verlaufenden 
110/220/380 kV Leitung (Hochspannungsfreileitung). 

5.2.1.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Bei den Wechselwirkungen wird das Zusammenwirken der einzelnen Umwelt-
Schutzgüter betrachtet. Der Mensch ist im dicht besiedelten Raum dabei oft Haupt-
wirkfaktor auf die übrigen Schutzgüter. Durch die landwirtschaftliche Nutzung, hier 
Ackerbau, bzw. infolge der bisher geltenden Festsetzung „Extensivwiese“ kann sich 
die natürliche potenzielle Vegetation, hier Wald nicht entwickeln. Entsprechend 
kann die Fläche nur von diesem Lebensraum angepassten Tierarten genutzt wer-
den. 

Hervorzuhebende Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nicht be-
kannt. 

http://uzvr.naturschutzinformationen.nrw.de/uzvr/de/karte


5.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
und Nichtdurchführung der Planung 

5.2.2.1 Schutzgut Mensch 

Mit dem Bebauungsplan werden geeignete Festsetzungen zur Grünordnung getrof-
fen, mit denen das Landschaftsbild neu gestaltet wird. Damit bleiben die vorbeifüh-
renden Wirtschaftswege, die von Erholungssuchenden vor allem aus dem Ortsteil 
Spich genutzt werden erhalten und attraktiv. Nachteilige Auswirkungen auf die Erho-
lungseignung werden damit vermieden. Im Fall der Nichtdurchführung der 3. Ände-
rung tritt an die Stelle der heutigen Ackernutzung die Umsetzung der Ausgleichs-
maßnahme Extensivgrünland. Die Erholungseignung verbessert sich dadurch uner-
heblich.  

Im Bebauungsplan sind Festsetzungen zu treffen, dass Betriebe der Abstandsklas-
sen I bis IV des Abstandserlasses NRW vom 06.06.2007 sowie Betriebe und Anla-
gen mit einem vergleichbaren Emissionsgrad, so wie in den angrenzenden, vorhan-
denen Gewerbeflächen, nicht zugelassen werden. Nachteilige Auswirkungen aus 
Gewerbelärm aus der Fläche sind damit auszuschließen. Im Fall der Nichtdurchfüh-
rung der Planung sind die Auswirkungen auf benachbarte Wohngebiete aufgrund 
des ausreichend großen Abstands unerheblich. Der Anspruch an Gewerbefläche 
wurde an anderer Stelle in der Region angemeldet.  

5.2.2.2 Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt (geplante Biotoptyp.)einschl. Ausgleichs-
bewertung) 

Mit der Umsetzung der Planung, geht Offenlandlebensraum und geplantes Feldge-
hölz als Teilhabitat für daran angepasste Tierarten verloren. Die vormals festgesetz-
te, aber nicht umgesetzte, Ausgleichsmaßnahme Extensivgrünland wird nicht Umge-
setzt, sondern es verbleibt ein rd. 40 m breiter Grünstreifen am westlichen Rand des 
Gewerbegebietes, der als Biotopstreifen mit Säumen, Grünland und Heckenstruktur 
festgesetzt wird und damit das Nahrungshabitat für Fledermäuse und Vogelarten all-
gemein verbessert. Der rechnerische Biotopwert des Bebauungsplanes SP 50, Bl. 1b 
in der 3. Änderung stellt sich wie folgt dar: 

Biotoptyp, geplant qm gepl. Biotopwert Ausgleichswert 

Maßnahme A3 Naturnahe Gehölze und 
Säume (Nr. im B-Plan 4.3a) (BB1) 

4.526 14 63.364 

Maßnahme A 6: Extensives Grünland (Nr. 
im B-Plan 5.1) (EA1) 

13.304 17 226.168 

versiegelte Verkehrsfläche 4.712 0 0 

Überbaubare Gewerbefläche 
(34.776qm*0,8GFZ) 

27.821 0 0 

Nichtüberbaubare Gewerbefläche 
(34.776qm*0,2) (HM52) 

6.955 9 62.597 

Summe 57.318 
 

352.129 

Das rechnerische Defizit gegenüber dem Plan in der 2. Änderung beträgt 337.320 
Biotopwerteinheiten nach Sporbeck / Ludwig: 

Biotopwert Bestand in Werteinheiten 689.449 
Biotopwert Planung in Werteinheiten 352.129 
Defizit in Biotopwert-Einheiten  337.320 



Im Rahmen des Erwerbs von „Ökopunkten“ aus dem interkommunalen Ökokonto 
oder einem vergleichbaren anerkannten Ökokonto wir ein höherwertiger Lebensraum 
außerhalb des Plangebietes dauerhaft gesichert und dem Eingriff zugeordnet.  

Im Fall der Nichtumsetzung der Planung würde die bisher festgesetzte Ausgleichs-
maßnahme „Extensivwiese“ im Planungsgebiet umgesetzt. Der Anspruch an Ge-
werbefläche wurde an anderer Stelle in der Region angemeldet werden.  

5.2.2.3 Schutzgut Tiere und artenschutzrechtliche Belange 

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes geht Lebensraum für daran angepasste Tier-
arten verloren. Planungsrelevante Arten sind nicht davon betroffen. Es treten keine 
Verbotstatbestände ein. Die Ausgestaltung des Biotopstreifens am westlichen Plan-
gebietsrand erfolgt im Hinblick auf die Vogelartenstützenden Empfehlungen aus 
dem Artenschutzgutachten (Vollmer, ASP II, September2017). 

Im Fall der Nichtumsetzung der Planung würde die Ausgleichsmaßnahme „Exten-
sivwiese“ umgesetzt und käme im erhöhten Maß den Offenlandarten zugute. Der 
Anspruch an Gewerbefläche würde an anderer Stelle in der Region angemeldet 
werden. 

5.2.2.4 Schutzgut Boden 

In Folge der Umsetzung der Bauleitplanung ist von einem Versiegelungsgrad des 
5,73 ha großen Plangebietes in der 3. Änderung von 49% auszugehen. Mit der zu 
erwartenden zusätzlich zulässigen Versiegelung ist der Verlust von schutzwürdigem 
fruchtbaren Boden im Umfang von rd. 2 ha zu erwarten. Die rechnerische Ermittlung 
des Bodenkompensationsdefizits beträgt 16.011 Einheiten nach dem Verfahren 
Ginster und Steinheuer (2008-2015). Die Ermittlung ist im Einzelnen den als Anlage 
beigefügten Tabellen zu entnehmen. Es wird davon ausgegangen, dass der Eingriff 
in den Boden im Rahmen der Maßnahmen des Erwerbs von „Ökopunkten“ aus ei-
nem anerkannten Ökokonto ausgeglichen wird. Die landschaftspflegerischen Maß-
nahmen innerhalb des Planungsgebietes dienen ausschließlich der Kompensation 
der bereits zulässigen Eingriffe, sodass hier keine Zuordnung zur Bodenkompensa-
tion mehr erfolgen kann.  

Im Fall der Nichtdurchführung der Planung bleiben 2 ha landwirtschaftliche Fläche 
im Plangebiet unversiegelt. Der Anspruch an Gewerbefläche würde an anderer Stel-
le in der Region angemeldet werden. 

5.2.2.5 Schutzgut Wasser  

Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung sind keine Oberflächengewässer betrof-
fen. Es ist davon auszugehen, dass die Deckschichten und die natürliche Bodenbe-
schaffenheit im Allgemeinen ausreichend sind, um das Grundwasser vor Stoffein-
trägen aus Siedlungsgeschehen und Verkehr zu schützten. Infolge der Bebauung 
und Versiegelung ist mit einer Verminderung der Regenwasserspende an das 
Grundwasser zu rechnen. Nach dem Versickerungsgebot des § 52a Landeswas-
sergesetz ist die Versickerung im Zuge der Einzelbauvorhaben zu prüfen. Der An-
schluss an das örtliche Abwassernetz ist gesichert. 

Im Fall der Nichtdurchführung der Planung bleiben 2ha landwirtschaftliche Fläche 
im Plan-gebiet unversiegelt und die lokale Regenwasserspende an das Grundwas-



ser verbleibt lokal im heuten Ausmaß. Der Anspruch an Gewerbefläche würde an 
anderer Stelle in der Region angemeldet werden 

Der Anspruch an Gewerbefläche wurde an anderer Stelle in der Region angemeldet 
werden. 

5.2.2.6 Schutzgut Luft und Klima  

Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung sind Flächen geringer Klimarelevanz 
durch Versiegelung betroffen.  

Es ist von zusätzlichen Emissionen / Immissionen aus dem Betrieb von Gewerbebe-
trieben auszugehen. Im Bebauungsplan wurden Festsetzungen getroffen, sodass 
Betriebe der Abstandsklassen I bis IV des Abstandserlasses NRW vom 06.06.2007 
sowie Betriebe und Anlagen mit einem vergleichbaren Emissionsgrad, so wie in den 
angrenzenden, vorhandenen Gewerbeflächen, ausgeschlossen sind. 

Im Fall der Nichtdurchführung der Planung bleiben 2 ha landwirtschaftliche Fläche 
im Plangebiet unversiegelt. Der Anspruch an Gewerbefläche wurde an anderer Stel-
le in der Region angemeldet werden 

5.2.2.7 Schutzgut Landschaft  

Die vorhandenen geschützten Landschaftsbestandteile und Anpflanzungen (glie-
dernde und belebende Elemente) bleiben von der Umsetzung der Planung unbe-
rührt. 

Im Zuge der Umsetzung der Bauleitplanung rückt der Ortsrand in Richtung Südwes-
ten vor. Durch die Neupflanzung von prägenden Gehölzen und die Anlage von 
Säumen und Grünflächen wird der Ortsrand neu gestaltet, sodass sich das Gewer-
begebiet in das Ortsbild einfügt. 

Der verkehrsarme unzerschnittene Lebensraum zwischen der A 59 und der Stadt 
Niederkassel wird im Zuge der Umsetzung der Bauleitplanung um 2 ha gemindert. 

5.2.2.8 Schutzgut Kultur-und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet sind keine Denkmäler bekannt. Aufgrund vorangegangener Prospek-
tionen ist von Bodenfunden auszugehen. Auf die §§ 15 (Entdeckung von Boden-
denkmälern), 16 (Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenkmälern) des Geset-
zes zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Denkmalschutzgesetz – DschG vom 11.03.1980; GV NW S. 226) wird im Bebau-
ungsplan hingewiesen. 

Anstelle der Funktion als landwirtschaftliche Produktionsfläche, bzw. landschafts-
pflegerische Ausgleichsmaßnahmen, tritt die Funktion als Gewerbefläche. Unmittel-
bar angrenzend an das bestehende Gewerbegebiet sind die Flächen mit wenig 
Aufwand zu erschließen. Auch die Nähe zur Autobahnanschlussstelle Spich trägt 
zur besonderen Eignung der Fläche als Gewerbestandort bei. 

In der Bebauungsplanzeichnung sind die Schutzabstände zu den Hochspannungs-
freileitungen berücksichtigt und dargestellt. 

5.2.2.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern  



Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung ist von einem weitgehenden Vegetati-
onsverlust in den Flächen und von erheblichen Versiegelungen des Bodens auszu-
gehen. Dadurch geht Lebensraum für Pflanzen und Tiere verloren und die Filter- 
und Pufferfunktionen des Bodens, sowie die Regenwasserspende an das Grund-
wasser werden eingeschränkt. Gleichfalls können in der Folge Veränderungen des 
Mikroklimas auftreten, sodass kleinräumig über den eigentlichen Verlust an Lebens-
raumfläche auch darüber hinaus Lebensräume für Tiere und Pflanzen verändert 
werden können. Mit dem Bebauungsplan werden Festsetzungen über Maßnahmen 
zur Vermeidung und Verminderung und zum Ausgleich von nachteiligen Auswirkun-
gen getroffen. Infolge der Inanspruchnahme von bereits zugeordneten landschafts-
pflegerischen Ausgleichsmaßnahmen muss zusätzlich zum bereits festgesetzten 
Ausgleich die Kompensation an anderer Stelle erfolgen, hier die Zuordnung zum 
interkommunalen Ökokonto Sülz-Aggeraue unter Federführung des Aggerverbands 
oder zu einem vergleichbaren anerkannten Ökokonto. 

5.2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Auswirkungen 

Innerhalb des Plangebietes, am westlichen Rand verleibt ein 40 m breiter Streifen, 
der gem. der textlichen Festsetzungen mit Säumen, Grünlandstreifen und Feldgehöl-
zen anzulegen und zu pflegen ist. Der Verlust der in Anspruch genommenen Aus-
gleichsflächen wird durch die Verlagerung der Ausgleichsmaßnahme in das inter-
kommunale Ökokonto Sülz-Agger-Aue oder zu einem vergleichbaren anerkannten 
Ökokonto im Rahmen der entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen ausgegli-
chen. 

5.2.4 Darstellung der wichtigsten geprüften anderweitigen Lösungsvorschläge 

Die Standortentscheidung über das geplante Gewerbegebiet ist nicht Gegenstand 
des Bebauungsplanverfahrens. Diese ist auf der Ebene der Gebietsentwicklungs- 
und Flächennutzungsplanung auf Grundlage der unter Nr. 2.1 angeführten Gutach-
ten getroffen worden, die vergleichend im Rheinland und insbesondere im Rhein-
Sieg-Kreis Standorte untersucht und bewertet haben. Die Untersuchungen, die auch 
die Umweltverträglichkeit im Allgemeinen mit betrachtet haben, haben übereinstim-
mend den Standort positiv bewertet. 

Für die innere Erschließung des Gebietes sind in der Vorplanung und in der Rah-
menplanungsphase mehrere Erschließungsvarianten skizzenhaft entwickelt worden, 
deren Unterschiede aber nicht umweltrelevant waren. 

5.3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen, Zusam-
menfassung 

Die Durchführung der vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahme erfolgt 
durch die Stadt Troisdorf. 

Der Erwerb von zugordneten ökologischen Werteinheiten erfolgt in Federführung 
durch die Stadt Troisdorf, Stadtplanungsamt in Zusammenarbeit mit dem Umweltamt. 

Die Einhaltung der zulässigen Flächeninanspruchnahme erfolgt im Rahmen der bau-
aufsichtlichen Verfahren. 



5.4. Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Die Erweiterung des Gewerbegebietes Junkersring an der Autobahn 59 erfolgt in 
westlicher Richtung innerhalb des Plangebietes auf bisher nicht umgesetzten Aus-
gleichsflächen. Die artenschutzrechtlichen Belange sind nur untergeordnet betroffen. 
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände sind auszuschließen. In der Eingriffs-/ 
Ausgleichsbewertung wurden die nicht umgesetzten Ausgleichsmaßnahmen mit dem 
Biotop-Zielwert der ursprünglichen Planung bewertet. Der Gesamtausgleich, der 
nicht im Planungsgebiet umgesetzt werden kann, erfolgt durch den Ankauf von Öko-
punkten aus dem interkommunalen Ökokonto Sülz-Agger-Aue oder einem vergleich-
baren anerkannten Ökokonto. 

6 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

6.1   Art der baulichen Nutzung 

Für die 3. Änderungen werden die bestehenden Festsetzungen zur Art der Nutzung 
übernommen. Danach sind Tankstellen und Anlagen für sportliche Zwecke, sowie 
Anlagen für kirchliche und kulturelle Zwecke, die nach der Funktionenteilung der 
Gewerbe- und sonstigen Gebiete im Stadtgebiet anderen Gebieten zugeordnet wer-
den, im gesamten Gewerbegebiet nur ausnahmsweise zulässig bzw. ausgeschlos-
sen. 

Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den 
Verkauf an letzte Verbraucher sind im gesamten Gewerbegebiet generell unzulässig; 
ausgenommen sind lediglich Kioske, d.h. vom Kaufpublikum nicht betretbare Ver-
kaufsstände, die der Versorgung der im Gebiet Beschäftigten dienen, und Betriebe 
mit untergeordneten Verkaufsflächen, deren Sortimente aus eigener Herstellung 
stammen und die typischerweise nur im Gewerbegebiet zulässig sind. Durch diese 
Festsetzung soll neben der Vorhaltung der Flächen für produzierende und verarbei-
tende Gewerbebetriebe sowie Dienstleistungsunternehmen auch der Ausschluss von 
Einzelhandel mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten sichergestellt 
werden, der typischerweise einer städtebaulichen Integration bedarf, d.h. vorrangig in 
solchen Gebieten anzusiedeln ist, die der Versorgung der Bevölkerung dienen und 
im Hinblick auf die vorhandenen Infrastruktur entsprechend qualifiziert sind. Dies trifft 
auf das am Ortsrand von Kriegsdorf gelegene Plangebiet nicht zu. Bei einer Ansied-
lung von Einzelhandelsbetrieben mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sorti-
menten im Gewerbegebiet besteht daher die Gefahr, dass die Entwicklung zentraler 
Versorgungsbereich gestört und u.a. in Folge von Geschäftsaufgaben insbesondere 
nicht motorisierte Käuferschichten mit Gütern des täglichen Bedarfs nicht mehr ver-
sorgt werden können.  

Vergnügungsstätten sind im gesamten Gewerbegebiet auch als Ausnahme nicht zu-
gelassen, da die Gewerbeflächen vorrangig für die Ansiedlung neuer zukunftsorien-
tierter Unternehmen vorgesehen sind, die eine ansprechende Adresse als Werbung 
für ihr hochwertiges Produkt ansehen. Vergnügungsstätten würden diesen ange-
strebten Gebietscharakter stören. Außerdem handelt es sich wie bei Anlagen für 
kirchliche und kulturelle Zwecke um zentrentypische Nutzungen, die vorrangig in 
zentralen Lagen oder anders strukturierten Gewerbegebieten im Stadtgebiet ange-
siedelt werden sollen. Die nach § 8 Abs. 3 BauNVO weiterhin ausnahmsweise zuläs-
sigen Anlagen für soziale Zwecke sind ausnahmsweise zulassungsfähig, wenn es 
sich z.B. um Betriebseinrichtungen, wie Betriebskindergärten etc., handelt. 



Der Bebauungsplan gliedert die Gewerbegebiete nach Art der Betriebe und Anlagen 
durch die Festsetzung einer Nutzungsregelung. Nur in diesem mit NR (Nutzungsre-
gelung) gekennzeichneten Flächen sind Geschäfts- Büro- und Verwaltungsgebäude 
sowie vergleichbare Nutzungsanteile sonstiger Gewerbebetriebe, die bei produzie-
renden Gewerbebetrieben als unselbständige Gebäude der Unterbringung der Un-
ternehmensverwaltung und -leitung dienen, zulässig. Dadurch sollen die repräsenta-
tiven und ansprechenden Büro- und Geschäftsgebäude, von denen die höchste Ge-
staltwirkung ausgeht, mit zu einem attraktiven Erscheinungsbild des öffentlichen 
Straßenraumes beitragen. Bei Ausschöpfung der Festsetzungen können Geschäfts- 
Büro- und Verwaltungsgebäude sowie vergleichbare Nutzungsanteile sonstiger Ge-
werbebetriebe im Bereich der nicht mit NR gekennzeichneten überbaubaren Flächen 
zugelassen werden. Aus den genannten Gründen sind Lagerplätze, die sich nachtei-
lig auf das Ortsbild auswirken, auf den für das Erscheinungsbild des Gewerbegebie-
tes wesentlichen, mit NR gekennzeichneten Flächen ausgeschlossen. 

Um schädliche Umweltauswirkungen auf schutzbedürftige Wohngebiete zu vermei-
den und die Ansiedlung von Betrieben mit einem hohen Störgrad, die dem ange-
strebten Charakter des Gebietes selbst nicht entsprechen, zu verhindern, sind Be-
triebe und Anlagen der Abstandsklasse I bis IV der Abstandsliste des Ministers für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 02.04.1998 ausgeschlossen. Maß-
geblich für den Ausschluss ist die Wohnbebauung im Bereich der Niederkassler 
Straße und die Siedlung „Vogelsang“, die nordöstlich der A 59 liegen, sowie die 
Wohnbebauung südlich der Uckendorfer Straße im Ortsteil Rotter See und der süd-
westlich des Gewerbegebietes gelegene Ortsteil Kriegsdorf mit den vorgesehenen 
Wohnbauerweiterungsflächen am nordöstlichen Ortsrand, die sich bis zur Uckendor-
fer Straße erstrecken.  

6.2   Maß der baulichen Nutzung 

Die GRZ wird entsprechend den Obergrenzen der BauNVO mit 0,8 festgesetzt. Unter 
den im Umweltbericht dargestellten Voraussetzungen, dass die Freiflächen durch 
entsprechende Festsetzungen eine besonders hohe ökologische Funktion erhalten, 
wird die Kombination mit einer kosten- und flächensparende GRZ-Festsetzung an 
der Obergrenze der BauNVO für eine besonders umweltgerechte Festsetzung gehal-
ten. 

Auf die Festsetzung der zulässigen Zahl der Vollgeschosse wird verzichtet. Stattdes-
sen werden ausschließlich Festsetzungen zur Höhe der Gebäude und der sonstigen 
baulichen Anlagen getroffen, da die absolute Höhenfestsetzung eine feinere Steue-
rung der Höhenentwicklung zulässt. 

Die im Zuge der 2. Änderung festgelegten maximalen Bauhöhen werden auch für die 
3. Änderung des Bebauungsplanes ausübernommen, d.h. ganz überwiegend auf 
insgesamt 16 m festgesetzt, die Geschosshöhen bis 4 m berücksichtigt, sodass die 
Deckenhöhen für eine umfangreiche gebäudetechnische Ausstattung dimensioniert 
werden können. Die Beschränkung auf Büro- und Verwaltungsgebäude stellt sicher, 
dass nur gestaltete Fassaden und keine monolithischen Hallenbauköper mit negati-
ver optischer Wirkung in dieser Höhe in Erscheinung treten. 

Im Bereich der quer durch das Gebiet verlaufenden 380 kV Hochspannungsfreilei-
tung setzt der Bebauungsplan abgestufte Höhen der Gebäude und der sonstigen 
baulichen Anlagen fest, die sich an den Schutzabständen orientieren.  



6.3 Bauweise, überbaubare Flächen 

Für das gesamte Gewerbegebiet wird die abweichende Bauweise festgesetzt, die 
der offenen Bauweise gemäß § 22 BauNVO entspricht, jedoch ohne eine Längenbe-
schränkung von 50 m, da die gewerblichen Gebäude vielfach länger sind. Außerdem 
wird über diese Festsetzung die Möglichkeit eingeräumt, die Gebäude entweder di-
rekt an die Nachbargrenze anzubauen oder unter Einhaltung der in der Landesbau-
ordnung (BauO NW) vorgeschriebenen Abstände mit Grenzabstand zu errichten. 

Die durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Flächen sind großzügig ausge-
wiesen, um den anzusiedelnden Unternehmen ein größtmögliches Maß an Flexibilität 
einzuräumen. Lediglich ein 5 m breiter Pflanzstreifen entlang der Straße und ein 5 m 
breiter Streifen entlang der hinteren Grundstücksgrenze, in dem die Versickerungs-
anlagen untergebracht werden können, ist in der Regel als nicht überbaubare Fläche 
ausgewiesen. Stellplätze und Garagen sind deshalb, soweit nicht gesondert festge-
setzt, zum Schutz der Freiflächenfunktion nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig.  

6.4 Verkehr 

6.4.1 Individualverkehr 

Die äußere Erschließung des Gewerbegebietes erfolgt über den Junkersring an die  
Kriegsdorfer Straße (K 29), die Verbindungsstraße zwischen den Ortsteilen Spich 
und Kriegsdorf und das Gewerbegebiet auf kurzem Weg an die A 59 anschließt. Bei 
einer Realisierung des Abschnittes des Gewerbegebietes auf Niederkasseler Stadt-
gebiet entsteht durch die Anbindung an die L 269 ein zweiter Anknüpfungspunkt an 
das überörtliche Straßennetz. 

Im Rahmen der Verkehrsanalyse für die Fortschreibung des Verkehrsentwicklungs-
planes wurde ein gesamtstädtisches Verkehrsmodell ermittelt und Belastungsanaly-
sen durchgeführt. Es zeigt sich, das der Streckenabschnitt zwischen der signalisier-
ten Anschlussstelle auf der Ostseite und dem Kreisverkehr Langbaurghstraße / Lu-
xemburger Straße / Kriegsdorfer Straße zu Spitzenstunden problematisch ist, da der 
Abstand der Knotenpunkte zueinander von rd. 200 m zu kurz für eine Abwicklung 
hoher Verkehrsmengen auf den Verflechtungsfahrstreifen ist, während sich der Ver-
kehrsfluss auf der westlichen Seite zwischen Anschlussstelle und Einmündung Jun-
kersring weniger problematisch ist. 

Im Verhältnis zum Gesamtgebiet und den gebietsunabhängigen Verkehrseinflüssen 
stellt die durch die 3. Änderung des Bebauungsplanes eingeräumte Abrundung der 
überbaubaren Fläche um ca. 3,5 ha am westlichen Rande des Gewerbegebietes ei-
ne relativ geringe zusätzliche Verkehrserzeugung dar. Durch die Planänderung wird 
daher keine wesentliche Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse ausgelöst.  

Die innere Erschließung erfolgt über eine Ringstraße. Der Regelquerschnitt besteht 
aus der Fahrbahn mit beidseitigen Längsparkstreifen, der durch die Alleebäume ge-
gliedert wird, sowie einem einseitigen kombinierten Geh- und Radweg im Zweirich-
tungsverkehr an der Innenseite der Ringerschließung. Die Verbindung zum Nieder-
kasseler Gewerbegebiet erfolgt über ein anbaufreies Straßenstück, das den Haupt-
grünzug quert und auch in der 3. Änderung weiterhin berücksichtigt wird. Über dieses 
Straßenstück erfolgt auch die Erschließung der Erweiterungsfläche der 3. Änderung. 



6.4.2 Öffentlicher Personennahverkehr, Fußgänger- und Radverkehr 

In ca. 1,2 km Entfernung befindet sich der S-Bahnhaltepunkt Spich, der an der S -
Bahn-Strecke Köln-Hennef liegt. Der Haltepunkt ist über o. g. Rad- und Fußwege-
verbindungen gut zu erreichen.  

Das Gewerbegebiet Junkersring ist gut an den ÖPNV angeschlossen. Eine im Gel-
tungsbereich des angrenzenden Bebauungsplanes SP 50, Blatt 1a im Eingangsbe-
reich des Gebietes und eine im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes SP 50, 
Blatt 1 b, nordwestlich der Einmündung der zweiten Stichstraße (Steinmannweg) mit 
guter Anbindung an die durch den nordsüdorientierten Grünzug geführte Rad- und 
Fußwegeverbindung.  

6.5 Bindungen für die Bepflanzung, Grün- und Freiflächen (Maßnahmenflä-
chen) 

Die Festsetzungen dienen vom Grundsatz und ihrer Ausgestaltung der Herstellung 
der Umweltverträglichkeit der Planung (siehe vorstehender Umweltbericht). Sie die-
nen auch allgemeinen städtebaulichen Gestaltungsabsichten. Der hohe Grün- und 
Freiflächenanteil soll das Gebiet in sich gliedern, ablesbare Abschnitte erzeugen und 
damit der Gefahr einer monotonen Gleichförmigkeit eines großflächigen Gewerbege-
bietes entgegenwirken. Mit dem an der Stadtgrenze zu Niederkassel verlaufenden 
großen Grünzug und dem in Nord-Süd-Richtung verlaufenden kleinen Grünzug wer-
den wichtige Wegeverbindungen erhalten und durch die begleitende Grüngestaltung 
aufgewertet. Der in Ost-West-Richtung verlaufende Grünzug unter der Hochspan-
nungsfreileitung gliedert das innere Gebiet zusammen mit dem kleinen Grünzug in 
vier Quadranten um eine grüne Mitte. 

Unter dem Leitbildgesichtspunkt Gewerbepark kommt der Gestaltung des Straßen-
raumes, der als prägend für das Gebiet von der Öffentlichkeit wahrgenommen wird, 
besondere Bedeutung zu. Die Festsetzungen von Straßenbäumen und 5 m breiten 
privaten Grünstreifen vor den Gebäuden mit speziellen Bindungen für die Bepflan-
zung sollen im Erscheinungsbild des Straßenraumes ein gewisses Grünvolumen ge-
währleisten. Dieses durchgehende "grüne Band" ist eine wesentliche Gestaltungs-
maßnahme, da die gewerblichen Anlagen aufgrund ihrer unterschiedlichen Größe 
und besonderen Nutzungsanforderungen oder aufgrund von wirtschaftlichen Überle-
gungen oft ein heterogenes und von der Baugestaltung nicht immer befriedigendes 
Bild bieten; trotz aller Bemühungen, diesen Erscheinungen durch eine qualifizierte 
Bauberatung und Ansiedlungssteuerung entgegenzuwirken. 

Die Bepflanzung der Gebietsränder und die landschaftsgerechte Einbindung des 
Gewerbegebietes folgt auch städtebaulichen Gestaltungsabsichten, da besonders 
bei Gewerbegebieten, in denen großvolumige, fernwirksame Hallenbaukörper typi-
scher Weise anzutreffen sind, eine übergangslose Randgestaltung allgemein optisch 
störend empfunden wird. 

Die in der 2. Änderung vorgenommenen Anpassungen der Maßnahmen und Pflanz-
bindungen zu Pflanzstreifen entlang der seitlichen Grundstücksgrenzen und zur Be-
grünung von Stellplätzen werden auch in der 3. Änderung übernommen. 



6.6  Ver- und Entsorgung  

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Mischsystem. Das Abwasser wird 
durch einen unter der A 59 durchgeführten Kanal im Bereich der Straße „Am Fried-
hof“ in den vorhandenen Mischwasserhauptsammler in der Langbaurghstraße einge-
leitet und der Kläranlage Köln-Wahn zugeführt.  

Lediglich das Niederschlagswasser, das auf den Dachflächen und den selbständig 
geführten Rad- und Fußwegen anfällt und als gering bzw. nicht belastet einzustufen 
ist, wird versickert. Weitere Einzelheiten zu Versickerung und Wasserschutz enthält 
der Umweltbericht. 

Die Versorgung der Einzelvorhaben mit Strom, Wasser, Gas und Telefon ist sicher-
gestellt. Die vorhandene Erschließung sichert auch den Anschluss der zusätzlichen 
Flächen  der 3. Änderung. Erweiterung  Für die Elektrizitätsversorgung ist im Plan-
gebiet an einer Stelle eine Trafostation vorgesehen. 

6.7  Gestaltungsvorschriften 

In die Planzeichnung des Bebauungsplanes sind gemäß § 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. 
Bauvorschriften über die Dachneigung und Dachform integriert, da diese Festset-
zung einen unmittelbaren Bezug zu den planungsrechtlichen Festsetzungen hat. Ne-
ben Flachdächern sind flachgeneigte Dächer bis 15° zulässig. Innerhalb dieses 
Rahmens ergibt sich durch die Wahl der Dachform ein weites Spektrum an Gestal-
tungsmöglichkeiten. Weitere gestalterische Festsetzungen sind in einer isolierten 
Gestaltungssatzung geregelt. 

7 Verwirklichungsmaßnahmen 

Auf die Verwirklichung des Bebauungsplanes, insbesondere die Auswahl der anzu-
siedelnden Betriebe kann über das Planungsrecht hinaus Einfluss genommen wer-
den, da das Gebiet zum Zwecke einer gewerblichen Entwicklung vollständig von der 
Stadt angekauft worden ist. 

8 Kosten und Finanzierung 

Die zu entwickelnden Flächen befinden sich im Eigentum der Stadt Troisdorf. Zur 
Erschließung entstehen folgende Kosten: 
 
Straßenbaukosten        625.000,- € 
 
Kanalbau innere Erschließung        200.000,- € 
 
Ausgleichsmaßnahmen einschl. Verlagerung   396.000,- € 

Die überschlägig ermittelten Gesamtkosten sind aus Haushaltsmitteln der Stadt 
Troisdorf zu decken. Zur Finanzierung des Aufwandes der Erschließungsanlagen 
werden Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des BauGB bzw. des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG NW) erhoben. Zur Finanzierung des Aufwandes für Aus-
gleichsmaßnahmen werden Beiträge nach § 135a BauGB und der Satzung der Stadt 
Troisdorf über die Erhebung von Kostenbeiträgen für Ausgleichsmaßnahmen erho-



ben. Die Beiträge werden im Zusammenhang mit dem Verkauf der Baugrundstücke 
abgelöst und sind in dem gezahlten Kaufpreis enthalten. 

9 Anlagen 

Anlage 1:  Artenschutzrechtliche Prüfung für die geplante Erweiterung Gewerbege-
biet Junkersring nach Bebauungsplan SP 50 Blatt 1b in Troisdorf Spich, 
Büro für Naturschutz und Landschaftsökologie Immo Vollmer, 53773 Hen-
nef, 10/2017 ) 

Anlage 2:  Abstandsliste zum Runderlas des Ministers für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft vom RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz - V-3 - 8804.25.1 v. 6.6.2007 

Anlage 3: EMV-Gutachten, Forschungsgesellschaft für Energie und Umwelttechnolo-
gie - FGEU mbH 

Anlage 4: Tabellen zur Ermittlung der Bodenkompensation nach Ginster und Stein-
heuer (2008-2015) 
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Walter Schaaf 
Technischer Beigeordneter      



 


